
  
 VEREIN DER FREUNDINNEN / FREUNDE  
 UND FÖRDERER DER  

 BERUFLICHEN SCHULEN BERTA JOURDAN  
 
 

 

 

Adlerflychtstraße 24 
60318 Frankfurt am Main 
Telefon (069) 212-35271 
Fax (069) 212-40521 

 

S a t z u n g  
 

für den 
„VEREIN DER FREUNDINNEN/FREUNDE UND FÖRDERER 

DER BERUFLICHEN SCHULEN BERTA JOURDAN E.V." 
 
 

§ 1  Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 
1) Der Verein führt den Namen „Verein der Freundinnen/Freunde und Förderer der Beruflichen Schu-

len Berta Jourdan". 
 

2) Der Verein hat seinen Sitz in Frankfurt am Main. 
 

3) Der Verein ist in das Vereinsregister Frankfurt am Main VR: 11253 eingetragen. 
 

4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 2  Zweck und Ziel 
 
Der Verein hat den Zweck, die Beruflichen Schulen Berta Jourdan bei der Erfüllung ihres pädagogi-
schen Auftrags zu fördern.  
 
Dieses Ziel soll insbesondere erreicht werden durch:  
 
a) Vorträge fachlicher Art durch in- und ausländische Referenten. 
 

b) Bereitstellung von Mitteln für Forschungszwecke und Aufgaben, die im Interesse der Schule, des 
pädagogischen Auftrags und der Ausbildungsziele der Schüler/innen und Studierenden notwendig 
sind. 

 

c) Pflege der Beziehungen zwischen der Schule, den Praxisfeldern, Institutionen und Betrieben, den 
ehemaligen Lehrer/innen, Schüler/innen und Studierenden und den anderen Freunden/innen und 
Förderern der Schule. 

 

d) Fachtagungen, Projekte und Studienfahrten. 
 

e) Ausländische Partnerschaften, Schüler- und Lehreraustausch. 
 

§ 3  Gemeinnützigkeit 
 
1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnit-

tes „steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 

2) Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine sonstigen Zuwendungen 
aus den Mitteln des Vereins erhalten. Dies gilt auch für den Fall des Ausscheidens oder der Auflö-
sung oder der Aufhebung des Vereins. 
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3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unver-

hältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. Bei der Mittelvergabe ist die Zweckbindung durch 
geeignete Auflagen und Kontrollen zu gewährleisten. 

 
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines steuerbegünstigten Zweckes fällt 
das Vereinsvermögen an die 
 

LEBENSHILFE FRANKFURT AM MAIN e.V. 
(Amtsgericht Frankfurt am Main VR 5046), 

 

die das Vereinsvermögen unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu 
verwenden hat. 
 

§ 4  Mitgliedschaft 
 
Der Verein hat ORDENTLICHE MITGLIEDER und EHRENMITGLIEDER 
 
ORDENTLICHE MITGLIEDER 
 

Ordentliche Mitglieder können natürliche Personen sowie juristische Personen des privaten und öf-
fentlichen Rechts, nicht rechtsfähige Vereine und offene Handelsgesellschaften, die ein besonderes 
Interesse an der Förderung der Beruflichen Schulen Berta Jourdan haben, werden. Die Mitglied-
schaft wird durch eine schriftliche Beitrittserklärung beantragt. Über den schriftlichen Antrag ent-
scheidet der Vorstand. 

 

EHRENMITLIEDER 
 

Als Ehrenmitglieder können natürliche Personen berufen werden, die sich um den Verein und seine 
Ziele besonders verdient gemacht haben. Die Berufung der Ehrenmitgliedschaft erfolgt durch die 
Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Vorstandes. 

 
§ 5  Beendigung der Mitgliedschaft 

 
1) Die Mitgliedschaft endet 

 

a) durch schriftliche Erklärung;  
b) mit dem Tod des Mitglieds;  
c) durch Ausschluss aus dem Verein. 
 

2) Der freiwillige Austritt erfolgt schriftlich. Er ist nur zum Ablauf eines Kalenderjahres möglich und 
muss spätestens vor Ablauf des dritten Jahresquartals gegenüber dem Vorstand erklärt sein. 

 

3) Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch Beschluss 
des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfassung ist dem Mit-
glied unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich oder schrift-
lich vor dem Vorstand zu rechtfertigen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu ver-
sehen und dem Mitglied mittels eingeschriebenen Briefes bekanntzumachen. Gegen den Aus-
schliessungsbeschluss des Vorstandes steht dem Mitglied das Recht der Berufung an die Mitglie-
derversammlung zu. Die Berufung muss innerhalb einer Frist von einem Monat ab Zugang des 
Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand eingelegt werden. Ist die Berufung rechtzeitig eingelegt, 
so hat der Vorstand innerhalb von zwei Monaten die Mitgliederversammlung zur Entscheidung über 
die Berufung einzuberufen. Geschieht das nicht, gilt der Ausschließungsbeschluss als nicht erlas-
sen. Macht das Mitglied von dem Recht der Berufung gegen den Ausschliessungsbeschluss keinen 
Gebrauch oder versäumt es die Berufungsfrist, so wird der Ausschliessungsbeschluss wirksam. 
Das betroffene Mitglied hat das Recht, diesen Beschluss auf dem ordentlichen Rechtsweg anzu-
fechten. 
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§ 6  Mitgliedsbeiträge 
 
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages und dessen Fälligkeit 
werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. 
 

§ 7  Organe des Vereins 
 
Organe des Vereins sind 
 

a) die MITGLIEDERVERSAMMLUNG und 
b) der VORSTAND. 

 
§ 8  Der Vorstand 

 
1) Der Vorstand des Vereins besteht aus 

 

der/m Vorsitzende/n,  
der/m Stellvertreter/in,  
einer/m Beisitzer/in,  
der/m Kassenwart/in,  
der/m Schriftführer/in. 

 

2) Der Verein wird durch jeweils 2 Mitglieder des Vorstandes, darunter der/die Vorsitzende oder 
der/die Stellvertreter/in, vertreten. In Kassenangelegenheiten zeichnet der/die Vorsitzende, im Ver-
hinderungsfall der/die Stellvertreter/in, jeweils zusammen mit der/m Kassenwart/in. 

 

3) Die Schulleiterin / der Schulleiter ist zur Teilnahme an den Sitzungen des Vorstandes berechtigt 
und jeweils rechtzeitig einzuladen. 

 

4) Der Vorstand ist berechtigt, weitere Gäste zu seinen Sitzungen einzuladen. 
 

§ 9  Die Zuständigkeit des Vorstandes 
 
Der Vorstand ist in ehrenamtlicher Tätigkeit für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie 
nicht durch diese Satzung der Mitgliederversammlung vorbehalten sind. Er hat vor allem folgende Auf-
gaben: 
 
1. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung; 
2. Einberufung der Mitgliederversammlung; 
3. Wahrnehmung der Aufgaben, die sich aus § 2 ergeben; 
4. Aufstellung eines Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr, Buchführung, Erstellung eines Jahres-

berichts; 
5. Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern. 
 

§ 10  Amtsdauer des Vorstandes 
 
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren, vom Tage der Wahl 
an gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. Jedes Vorstandsmit-
glied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes 
während der Amtsperiode aus, so kann der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des 
Ausgeschiedenen wählen. 
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§ 11  Beschlussfassung des Vorstandes 
 
1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die von dem/der Vor-

sitzenden, bei dessen Verhinderung von der/dem stellvertretenden Vorsitzenden, einberufen wer-
den (in der Regel unter Angabe der Tagesordnung). In jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von 
drei Tagen einzuhalten. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 Vorstandsmitglieder, 
darunter der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind. Bei der Beschluss-
fassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung leitet der Vorsitzende, 
bei dessen Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende. Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu 
Beweiszwecken in ein Beschlussbuch einzutragen und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. Die 
Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Be-
schlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. 

 

2) Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglie-
der ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären. 

 

 3)    Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. 
 

§ 12  Die Mitgliederversammlung 
 
1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. 
 

2) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 

1. Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplanes für das nächste Geschäftsjahr, 
Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes, Entlastung des Vorstandes.  

2. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages.  
3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes.  
4. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung und über die Auflösung des Vereins.  
5. Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstands. 

 

In den Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstandes fallen, kann die Mitglieder-
versammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand kann seinerseits in Angele-
genheiten seines Zuständigkeitsbereiches die Meinung der Mitgliederversammlung einholen. 
 

§ 13  Die Einberufung der Mitgliederversammlung 
 
Mindestens einmal im Jahr findet die ordentliche Mitgliederversammlung statt. Sie wird vom Vorstand 
unter Einbehaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. 
Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einla-
dungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein 
schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Anträge an die Tagesordnung können bis 7 Tage vor 
der Mitgliederversammlung eingereicht werden. Die Mitgliederversammlung entscheidet über die Auf-
nahme der Tagesordnungspunkte. 
 

§ 13 a  Online-Mitgliederversammlung und schriftliche Beschlussfassungen 
 
1) Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) kann der Vorstand 

nach seinem Ermessen beschließen und in der Einladung mitteilen, dass die Mitglieder an der Mit-
gliederversammlung ohne Anwesenheit an einem Versammlungsort teilnehmen und ihre Mitglie-
derrechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können oder müssen (Online-
Mitgliederversammlung).  
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2) Der Vorstand kann in einer „Geschäftsordnung für Online-Mitgliederversammlungen“ geeignete 

technische und organisatorische Maßnahmen für die Durchführung einer solchen Mitgliederver-
sammlung beschließen, die insbesondere sicherstellen sollen, dass nur Vereinsmitglieder an der 
Mitgliederversammlung teilnehmen und ihre Rechte wahrnehmen (z.B. mittels Zuteilung eines indi-
viduellen Logins).  
 

3) Die „Geschäftsordnung für Online-Mitgliederversammlungen“ ist nicht Bestandteil der Satzung. Für 
Erlass, Änderung und Aufhebung dieser Geschäftsordnung ist der Vorstand zuständig, der hier-
über mit einfacher Mehrheit beschließt. Die jeweils aktuelle Fassung der Geschäftsordnung wird 
mit der Veröffentlichung auf der Homepage des Vereins für alle Mitglieder verbindlich.  
 

4) Abweichend von § 32 Absatz 2 BGB ist ein Beschluss auch ohne Mitgliederversammlung gültig, 
wenn  

• alle Mitglieder in Textform beteiligt wurden,  
• bis zu dem vom Vorstand gesetzten Termin mindestens die Hälfte der Mitglieder ihre 

Stimmen in Textform abgegeben hat und  
• der Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst wurde.  

 

5) Die Bestimmungen dieses Paragrafen gelten für Vorstandssitzungen und Vorstandsbeschlüsse 
entsprechend 

 
§ 14  Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 
1) Die Mitgliederversammlung wird von der/dem Vorsitzende/n, bei dessen Verhinderung von der/dem 

stellvertretenden Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstands-
mitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. Bei Wahlen wird die Versammlungslei-
tung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss 
übertragen. 

 

2) Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen. Sie muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein 
Drittel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt haben. Für Wahlen gilt fol-
gendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimm-
zahlen erreicht haben. 

 

3) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Vorstand kann Gäste zulassen. Über die Zulas-
sung weiterer Personen sowie der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens beschließt die Mit-
gliederversammlung. 

 

4) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel der Vereinsmitglieder 
anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit wird eine Mitgliederversammlung innerhalb einer Wartezeit 
von 30 Minuten erneut einberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglie-
der beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.  

 

5) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der abgegebe-
nen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer Betracht. Zur Änderung der Sat-
zung ist jedoch eine Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung 
des Vereins eine solche von drei Vierteln erforderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann 
nur mit Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden. Die schriftliche Zustimmung der in der 
Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder kann nur innerhalb eines Monats gegenüber 
dem Vorstand erklärt werden. 

 

6) Über die Abstimmung der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom jeweili-
gen Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und 
Zeit der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters, die Zahl der erschienenen Mitglieder, 
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die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse. Bei Satzungsänderungen soll der ge-
naue Wortlaut angegeben werden. 

 
§ 15  Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 

 
Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Vorstand 
schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt wer-
den. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tagesordnung entspre-
chend zu ergänzen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversamm-
lung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrags ist eine Mehrheit 
von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 
 

§ 16  Außerordentliche Mitgliederversammlung 
 
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Diese muss 
einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung von einem 
Drittel aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. 
Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die §§ 12, 13, 14 und 15 entsprechend. 
 

§ 17  Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 
 
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in § 14 festgelegten Stim-
menmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind 
die/der Vorsitzende und die/der stellvertretende Vorsitzende die gemeinsam vertretungsberechtigten 
Liquidatoren. Das Vermögen des Vereins wird bei Auflösung an den unter §3 Abs. 3 genannten Verein 
gezahlt.  Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem 
anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. Eine Änderung der Satzung hinsicht-
lich der Person des Anfallberechtigten bedarf der Genehmigung des Finanzamtes. 
 

§ 18  Salvatorische Klausel, Schlussbestimmungen 
 

1. Vertragsbestimmungen von Unwirksamkeit.  Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung un-
wirksam oder nichtig sein oder werden, so berührt dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen 
dieser Satzung nicht. 

2. Die Satzung tritt am Tage der Eintragung ins Vereinsregister in Kraft. 
3. Vereinssitz und Gerichtsstand ist Frankfurt am Main. 
 
 
 
Frankfurt, den 22.06.2023 
 
 
  
 
 
 


